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Familienpolitik • Schrittweiser Ausbau der Kinderbetreuung bis zum Rechtsanspruch
auf Betreuung für unter Dreijahrige ab 2013; • Einfuhrung elnes Be
treuungsgeldes; • Weiterentwicklung des Eltemgeldes, audi in Rich
tung eines Teilelterngeides bis zu 28 Monate audi für Seibststândige;
• Anhebung des Kindergrundfreibetrags auf 8.004 Euro und des Kin
dergeldes.

Bildungspolitik • Bis 2015 soiien 10% des BiP in Bildung und Forschung investiert
werden; .Kinder abyier Jahren soNen verbindIiche Sprachtests able
gen1 bei Defiiten soUen sie frUhzeitig gefordert werden; • gefordert
werden’bundesweite Leistiingsmai3stãbe für Biidungseinrichturgen
undBiiaunbshiu’e;. Bekènntni zum gegliederten Schuisystem
ürid gegeli EinheitscHuln;’ mehr Gewiht fur Mathematik, infor
matik, Naturisénschãfteh1ündTechnik; • mehrAutonomie für und
mehrWettbewerb zwischen den Hochschuien; • Deutschland soil
Export-Weitmeister beim Export berufhcher Bildungsangebote wer
den; • Verbesserung der Anerkennung der rn Ausiand erworbenen
berufhchen Quahfikationen.

Arbeitsmarkt- • Mindesteinkommen mit ggf. erganzenden staatlichen Leistungen
politik an Stelle von Mindestlöhnen, Erhalt der Mini-Jobs; • Stabilisierung

der Lohrrzusatzkosten; • verbesserte Arbeitsverrnittlung durch die
Bundesagentur für Arbeit; • weiterhn UnterstUtzung des Nationalen
Ausbildungspakts; • Abschlüsse der deutschen dualen Berufsausbii
dung werden als gleichwertig zu auslãndischen Studienabschiüssen
angesehen, bessere Anerkennung von rn Ausland erworbenen QuaIl
fikationen, urn international Transparenz herzustellen und Mobilität
zu erleichtern; • Fortentwicklung des bewahrten dualen Bildungs
system.

Ailgemeines . Firanzaufsih sóli inZuunft,auch im interessederVerbrau’her tätig
sein; • stärkre FordWrung des Ehren5rites;. Abbau aller nationalen
Statistik- und Bétihtspflichten nettb urn 25 Prozent bis 201 1; BUro
kratiecheck für europaische Entscheidungen; • Urnsetzung europäi
scher Richthnien nur 1:1; • mit Bhck auch auf dasEuropaische Patent
recht soil em ,,verbesserter Schutz” geistigen Elgentum erreicht
werden; • auch soil den Urheberrechten Rechnung getragen werden.

Eigener Wahlaufruf derCSU
Die.CSU hatauf ihrem Parteitag Mitte iuh ergänzend zm gemeinsamen
Proqramm der Unionsparteien einen eigenen Wahlaufruf verabschiedet.
Auch darin werden die Freien Berufe expliziterwähnt. lnhalthch werden
u.a. fü die Steuersenkungsschritte konkret die Jahre 2011 und 2012
benannt. Audi solien niit.Bhck aid dieEU Bundestag und, fails betroffen,
der Bundesrat das Recht erhalten, zu jeder europaischen Entscheidung
eine für die Bundesregierung verbindliche Stellungnahme abzugeben.

• Rectrtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für jedes Kind ab dern ersten
Lebensjahr; • Weiterentwiclclung der Kindertagesstatten zu Eltem-Kind
Zentren mit umfassender Elternberatung; • Auszahlung des Elterngeldes
bis zu 16 Monate wenn der eine Partner zwOlf und der andere vier
Monate zur Kinderbetreuung zu Hause bieibt; • Anderung des Ehe
gattensplittings dass für beide Partner Erwerbsanreize geeben sind;
• ErhOhung des Kindergrundtreibetrags von derzeit 3.864 € urn weitere
200€je Kind abdem 1.1.2010.

• Reduzierung der Scliuiabbrecherzaliien; • Zusarnrnenlegung von
BaföG undMéister-BafOG zu.iner ErwachsenenbildungsfOrderung;
•Rechtsanspruch auf Kindeibetreuung vornersten Geburtstag n;
• Gebührenfreiheit für Kindertagesstatten und Tagespflege; • ñiehr
Durchiassigkeit im Biidungssem; • Ausau der Ganztagsschuien;
• Berufsorientierung an alien Schulen; • gebührenfreiesErststudium
bis einschliel3lich zurn Master; • Hochschuizugang auch ohnAbitur
mit zentralem bundeseinheitlichen Zulassungssystem.

• Stärkung und Modernisierung des dualen Beruausbildungssystem
mehrAusbildungsangebote, die eine betrieblicheAusbildung mit einem
akademischen Studiurn verbinden; • über den Ausbildungspakt sollen die
Ausbiidungsplatz-Verpflichtungen derWirtsd,aft welter erhöht werden;
• Berufsausbildungsgarantie für alle, die alter als 20 Jahre sind und weder
Berufsabsdiluss nochAbitur haben; • Jugendikiren im OstenAnreize (z. B.
gleiche LOhne, gute infrastruktur) bleten, nidit in andere Regionen abzu
wandern; • bessere und leiditereAnerkennung ausiändischer Qualifikatlo
nen; • flãchendeckende Einfr]hrung von One-Stop-Shops für Existenzgrun
der • Reduzierung von lnformations- und Statistikpflichten irn Rahmen
des Bürokratieabbaus; • besserer Kapitaizugang für den Mittelstand, u,a.
durch UnterstOlzung des genossenschafUithen Sektor

• Unterstützung des Qua htätswettbewerbs irn Vergaberecht;
• Einführung eines gesetzlichen Lobbyregisters.

• Staatliche Finanzie rung von Bildung und Kinderbetreuung,
aber mit einer priva ten -Struktur über Bildungs- und Betreuungs
gutscheine für jedes Kind ab dem ersten Lebensjahr • Betreu
ungsgeld wird abge lehnt; • Anhebung des Kindergeldes
aid 200€; • gleichecsteueriicher Grundfreibetrag für Erwachse
ne und Kinder.

• Forderung eines,,,initiative für Biidung, d.h. bis 2010 solien
10% des BIP in Bildung und Forschung investiert werden;
• bundes,weit vergleichbare QuaFtatsstandards im Bereich
der vorschuiichen Bildung; • Fortbiidungsoffensive für Erzie
her/-innen; • Ab schaffung derSchuieinzugsbereiche; • Ver
besserung der Quah tat der Lehrerfortbildung; • bessere Rah
ménbedingungen für die HochbegabtenfOrderung; Fiexibilisie
rung und Modularisie rung von Ausbiidungsgängen; • HOchstrnai3
an Autonomie für die Hochschulen; • Ausbau des Stipendien
systems.

• Rechtsanspruch auf eine gebQhrenfreie Ganztagsbetreuung ab dem
ersten Lebensjahr; • Elterngeld zu einem sozial ausgestalteten Eltern
geldkonto weiterentwickein: Auszahlung des Elterngeldes zwei Jahre
lang —•zwOif Monate für jeden Partner; • Anhebung des Kindergeides
und des Hartz-iV-Satzes für Kinder auf 200€, spater eine Kinder
grundsicherung; • Abschaffurrg des Ehegãttensphttings.

• Nationalen Bildungspakt auflegen: Otfentliche Biidungsausgaben
auf mind. sieben Prozent des BiP anheben; • Bildungsberufe aufwer
ten; • offenen Studienzugang mit einem Hochschulzuiassungsgesetz
ermaghchen.

• Einführung einer Ausbildungsplatzumlage; • Ausbildungsentgeite
grundsatzlich tariflich vereinbaren; • Praktika mit mind. 300€ im
Monat vergüten; • Gleichstellungsgesetz für die private Wirtschaft,
das Unternehmen so lange zu Mal3nahmen verpflichtet, bis mind.
50%-Quote für Frauen auf alIen Qualiflkationsstufen erreicht ist;
• Mitbestimmungsrecht auch in kleineren Betrieben; • Gewãhrleis
tung zinsgünstiger Finanzierung sinnvolier investitionen; • Kurz
arbeitergeid in der Krise verlängern und ausweiten, Bezugsdauer
des Arbeitsiosengeldes veriängern.

• ,,8iidungssoli (Finanzierung aus Teilen des ,,Soli” und Erbschaftsre
formsteuer); • Berufsorientierung in der Schulé verbessern, Produktions
kiassen soien Ubergang in betriebliche Ausbildung fardern; • Abschlüs
se von vofschulischen Ausbildungen sollen von den Kammern bundes
weit anerkannt werden; • Ausbildungssituation verbessern durch regio
nale oder branchenspezifische Umlagesysteme zwischen ausbildenden
und nicht ausbildenden Betrieben; • Qualifikationsrahmen: Gleichwer
tigkeit von beruflicher und akadernischerAusbildung: Durchlässigkeit
von Berut Hochschuie, Weiterbildung auch europaweit —; • 500000
zusätzliche Studienplätze aus einem Bund-Länder-Fonds finanzieren;
• keine Studiengebühren; • Bundeseinheitliche Regelungen für Zulas
sungen und Abschiüsse an Hochschuien und starke Servicestelle für
Hochschuizuiassungen; • Bundeseinheitliches Qualitatssiegel für Kinder
betreuungseinriclrtungen; • Erzieherinnenausbiidung in Teilen auf Hoch
schuiniveau bringen, regeimäl3ige Weiterbildungspflicht für alle Erziehe
rinnen; • Flächendeckend echte Ganztagsschuien.

• ALV: Grüne Grundsicherung: Regelsatz auf 420€ erhOhen, zusätz
liche, individuelle Leistungen in besonderen Lebenslagen; • Entschär
fung der Zumutbarkeitsregeiungen beim ALG II, Anrechung von Part
nereinkommen reduzieren, Zuverdienstmoglichkeiten verbessern.

• Bessere Finanzaufsicht für neue Finanzrnarktprodukte durch 50g.
Finanz-Marktwächter, der unter dem ,, bewährten Dach der Verbrau
cherzentraien” den Markt kontroilieren, Verbraucher aufklaren und
Streitfäfe schhchten soil. Freiberufler vom Fach werden hier nicht als
Alternative genannt. • MOglichkeit der auBergerichtlichen Einigung
stärken — z.B. Mediation stärken.

Enfoig für BF.B

KrankengeId für SeIbstständige wieder bezahlba:r!

siherung für Selbststandige wieder bezahibar.
Eine für BFB-Präsident Dr. Ulrich Oesingmann
unumgängliehe Kehrtwende: ,,Wir begrül3en, dass
der Gesetzgeber die erst zum 1. Januar 2009 em
geführte Streichung des Krankengeldanspruchs
für Selbststandige in der Gesetzlichen Kranken
versicherung (GKV) wieder ruckgangig gemacht
hat. Dies st deutlich auf das Engagement des BFB
zurückzuführen. Schliel3lich haben wir bereits im
September des vergangenen iahres auf die Strel

Jahreswechsel hingewiesen und die politisch
Verantwortlichen zum Einlenken aufgefordert.’

Mit der Emnführung des Gesundheitsfonds
zum 1. Januar 2009 wurde der gesetzliche An
spruch auf Krankengeld für Selbststandige, die
freiwillig in der GKV versichert waren, gestri
chen. Anstelle des damit verbundenen automa
tisch gegebenen Krankengeldanspruchs traten
Wahltarife, die die Krankenkassen anbieten

mussten. Die Betroffenen profitierten zwarjetzt
von einem urn 0,6 Prozentpunkte niedrigeren
Beitragssatz. Doh diese Einsparung reiohte in
tier Regel niht aus, urn die von den GKV ange
botenen Wahltarife zur Absicherung des Kran
kengeldes zu erwerben. Da auh das Angebot
privater Versicherungsunternehmen deutlioh teu
rer war, war die seit iahresbeginn geltende Neu
regelung fast immer mit elner zum Tell deutli
(hen, für den BFB niht hinnehmbaren, Zusatz
belastung für Selbststandige verbunden.

Wie in anderer Spltzenverband hat der BFB
daher gegen diese Zusatzbelastung protestiert
und eine Rüknahme gefordert. Dern st der Gesetz
geber rn Rahmen der 15. Arzneirnittelnovelle nun
mehr nachgekornmen. Die seit dem 1. August 2009
geltende Regelung beinhaltet em Wahlreht für die
Verskrherten: ntweder sie entscheiden sith für den
geseIihen Anspruch auf Krankengeld ab der 7.
Krankheitswoche — entspriht der Regelung von frü
her — und zahlen den allgemeinen Beitragssatz von
14,9 Prozent. Gder sie wählen den ermaBigten Bei

tragssatz von 14,3 Prozent und verzichten auf den
geselzlichen Kiankengeldanspruch. Mit der
Einsparung durch den ermal3igten Satz können sie
einen Wahltarif hinzukaufen, der nicht zwingend
von der GKV sondern auch von einem privaten Ver
sicherungsunternehmen angeboten werden kann.

Neu rn Vergleich zur alten Regelung 1st auch,
dass der Betroffene aktiv eine Wahlerklarung
abgeben muss. Auch hiergegen hat der BFB Em
spruch erhoben, denn diese Wahlerklarung ist

weitestgehend überflüssig und damit mit zusätz
licher Bürokratie verbunden. Denn die grol3e
Mehrheit der Versicherten wird sich allein aus
Kostengründen für den gesetzlichen Kranken
geldanspruch entscheiden.

Mehr Informationen


